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AKTUELL 

Papst: medienwirk­
samster Mann des Jahres 

(kipa) - Papst Johannes Paul II. ist 
von der jährlich einmal erscheinen­
den Spezialausgabe des US-amerika-
nischen Wochenmagazins «News­
week» über «Newsmaker» zum «me­
dienwirksamsten Mann des Jahres» 
(«International Newsmaker of  the 
year») gewählt worden. In der am 2. 
Dezember erschienenen Spezialaus­
gabe der  Nachrichtenmagazins heis-
st es, der Papst gehöre zu den «wich­
tigsten und am meisten faszinieren­
den Menschen» der Gegenwart. Jo­
hannes Paul II. habe während seines 
18jährigen Pontifikats die internatio­
nale Bühne bestimmt. E r  sei häufiger 
und weiter gereist als irgendein 
Staatsmann und habe der Mensch­
heit eine Vision der Hoffnung für das 
nächste Jahrtausend geschenkt. Als 
jüngsten Erfolg des 76jährigen Pap­
stes wertet das Blatt die grössere 
Religionsfreiheit in Kuba. 

Schweiz zu finanzieller 
Geste aufgefordert 

(AP) Der Präsident des Jüdischen 
Weltkongresses (WJC), Edgar 
Bronfman, hat die Schweiz zu einer 
finanziellen Geste zugunsten der 
Holocaust-Opfer aufgefordert. An 
einem Hearing des Bankenausschus­
ses im US-Repräsentantenhaus si­
cherte die Schweiz volle Transparenz 
Uber die Rolle des Finanzplatzes zu. 

Das Statement von WJC-Präsident 
Bronfman machte deutlich, dass der 
Druck auf die Schweiz zur Äufnung 
eines Holocaust-Fonds noch vor Ab-
schluss der unabhängigen Experten­
untersuchung steigen wird. Bronf­
man sagte, die Zeit sei nun gekom­
men, däss die zuständigen Behörden 
eine finanzielle Geste des guten Wil­
lens machten. Dies bedeute kein Prä­
judiz für das Ergebnis späterer Ver­
gleichslösungen. Sondern es gehe 
darum, dass jene .Menschen, die so 
stark gelitten hätten, noch zu ihren 
Lebzeiten gewisse Massnahmen zur' 
Herstellung der Gerechtigkeit 
sähen. Bronfman verwies auf die 
dringenden Bedürfnisse von verarm­
ten und betagten Holocaust-Überle-
benden in Osteuropa. Einen Betrag 
für den Fonds nannte er nicht. 

Otto Loepfe steigt in 
Formel-l-Business ein 

(AP) Der scheidende Swissair-
Konzernchef Otto Loepfe wagt nach 
seiner Pensionierung den Einstieg 
ins Formel-l-Business. Der 60jährige 
wird Verwaltungsrat in der Enginee­
ring-Firma des Zürcher Oberländer 
Rennwagenbauers Peter Sauber, wie 
Loepfe in einem Interview von 
Radio DRS1 bekanntgab. Loepfe 
kehrt damit an seine beruflichen 
Wurzeln zurück. 

Landtag debattierte einige Stunden lang den Bericht der Parlamentarischen Untersuchungskommission 
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(G.M.) - Unterschiedlichen Beurtei­
lungen unterlag der Bericht der Parla­
mentarischen Untersuchungskonunis-
sion gestern im Landtag, der sich einige 
Stunden eingehend mit den Ergebnissen 
der Untersuchung der Wohnbauforde-
rungsangelegenheit «Fehr» befasste. Ein­
hellig herrschte die Meinung vor, dass 
das Darlehen unrechtmässig von der 
Kommission ausbezahlt worden war, um­
stritten blieb die Rolle der VU-Mehrheit 
in der Regierung, die sich auf den 
Rechtsstandpunkt stellt, die Gelder 
könnten aus Gründen des Vertrauens­
schutzes nicht mehr zurückgefordert 
werden. 

Den VU-Abgeordneten war es ein Be­
dürfnis, die Frage der Parteilichkeit in 
den Hintergrund zu schieben oder zu 
verneinen. Die Kommission habe keine 
Beweise für parteipolitische Rücksicht­
nahmen gefunden, erklärte PUK-Präsi-
dent Dr. Peter Wolff, gab aber gleichzei­
tig zu verstehen, dass aus der Wohn-
bauförderungskommission «ausseror­
dentliche Bemühungen, über das übliche 
Mass hinaus» bestanden, um den Darle­
hensbewerbern zu einem Förderungs­
darlehen zu verhelfen. 

Im Verlaufe der Debatte, die vor allem 
mit'fundierten Voten der FBPL-Abge­
ordneten bestritten wurde, blieb auch 
Polemik nfcht fern. Besonders hervor tat 
sich in dieser Beziehung der VU-Abge-
ordnete Dr. Walter Hartmann, der den 
PUK-Bericht als «über jeden Zweifel er­
haben» bezeichnete! «Enttäuscht werden 
all jene sein», polemisierte er, «die einem 
vermeintlichen politischen VU-Sumpf 
aus Korruption, Vetternwirtschaft und 
krimineller Bereicherung aus der Staats­
kasse, selbstredend wohl nicht ganz un­
eigennützig, trockenlegen zu müssen 
geglaubt haben.» 

Für den FBPL-Abgeordneten Johan­
nes Matt, der den Ablauf der Darlehens­
geschichte anhand des PUK-Berichtes 
nachvollzog, ist der gesamte Vorgang ein 
«Sittengemälde unseres Landes». Für 
ihn, wie auch für seine Fraktionskollegen 
Dr. Guido Meier und Otmar Hasler, lie­
gen Beweise fUr parteiliches Handeln 
vor. Der Bericht vernachlässige die Be­
ziehungsdimension und versage daher in 
der Schlussfolgerung. 

Dezidiert wies Landtagsvizepräsident 
Otmar Hasler anhand des PUK-Berich-
tes nach, dass Parteilichkeit eine Rolle 

bei der Vergabe der Darlehen gespielt 
habe. Wörtlich führte er dazu aus: «Auf­
grund de r  mir zur Verfügung stehenden 
Fakten dieses Berichtes komme auch 
ich zum Schluss, dass in diesem Fall 
Parteilichkeit ein ausschlaggebender 
Grund für die Gewährung der  Förder­
mittel war.» PUK-Kommissionsmit-
glied Dr. Guido Meier legte seine Fin­
ger auf das eigenartige Vorgehen der 
Wohnbauförderungskommission, auf 
die fehlende Aufsicht von Seiten des 
Regierungschefs und auf die VU-Be-
strebungen, die an die Öffentlichkeit 
gelangten Kommissionsmitglieder so­
wie kritische Medienvertreter mit Straf­
anzeigen zum Schweigen zu bringen. E r  
würdigte die Verdienste der Kommissi­
onsmitglieder Frick und Sochin und 
meinte: «Umso tragischer, fragwürdiger 
und bedenklicher ist es, wenn dann 
noch gegen solche Personen, die in 
Wahrnehmung ihrer Pflicht und Verant­
wortung für den Staat Fragwürdigkei­
ten aufzeigen, mit Strafanzeigen vorge­
gangen und versucht wird, sie mundtot 
zu machen. 

Mehr über die Debatte zum PUK-
Bericht auf  den Seiten 3-6. 

Der Landtag befasste sich gestern während mehreren Stunden mit dem Bericht de^Parlamentarischen Untersuchungskommission 
zum Wohnbauförderungsfall «Fehr». (Archivbild) 

Schweiz Nato-Partnerschaft für den Rieden beigetreten 
Cotti unterzeichnete Abkommen - Generalstabschef Liener begrüsste Beitritt als wichtigen Schritt 
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Brüssel (AP) Die Schweiz ist am Mitt­
woch offiziell der Nato-Partnerschaft für 
den Rieden (PfP); beigetreten. Bundes­
rat Cotti unterzeichnete das Rahmenab­
kommen in Anwesenheit von Nato-Ge-
neralsekretär Javier Solana in Brüssel. 
Die Schweiz wolle beitragen, die Werte 
des Abkommens ziistärken, sagte Cotti. 

Vor der Unterzeichnüngszeremonie 
am Abend in Brüssel bezeichnete Nato-
Generalsekretär Solana die. Schweiz als 
unverzichtbaren Teii für die Konstrukti­
on Europas; «Ich bin stolz, hier für die 
Schweiz das Abkommen über, die Part­
nerschaft für den Frieden unterzeichnen 
zu können», sagte Cotti bei der Unter­
zeichnung des Rahmendokuments. E r  
betonte, dass die Mitgliedschaft in der 
Partnerschaft für den Frieden nicht dem 
Status der Neutralität widerspreche. 
«Nach unserem Konzept bedeutet Neu­
tralität nicht, dass man sich in seinem 
kleinen Garten einschliesst», sagte er. 

Neutralität schliesse Solidarität nicht 
aus. Aus ihr folge auch nicht, dass man 
sich von der internationalen Bühne ver­
abschiede. Die Beratungen über die Aus­
gestaltung der Partnerschaft sollen noch 
in dieser Woche aufgenommen, werden. 

Cotti sagte anschliessend vor der Pres­
se, mit dem Beitritt wolle die Schweiz am 
Dialog über den Aufbau einer Sicher­
heitsstruktur für Europa teilhaben, die 
mehr Sicherheit und mehr Frieden ga­
rantiere. Er unterstrich seine; Überein­
stimmung mit Solana darin, dass auch 
neutrale Staaten unter Wahrung ihrer 
Unabhängigkeit eine wichtige Rolle in 
der Partnerschaft spielen könnten. . 

Generalstabschef Arthur  Liener be­
grüsste im Namen des. Eidgenössischen 
Militärdepartements^, den Beitritt zur 
Partnerschaft für den Frieden und nann­
te ihn ebenfalls einen wichtigen Schritt 
auf dem Weg zu einer neuen Sicherheits­
architektur Europas nach dem Ende des 
kalten Krieges. Er wies darauf hin, dass 

Neutrale aus ihrer Grundhaltung heraus 
sehr viel zur Lösung von Konfliktsitua­
tionen beitragen könnten. Zur  Klärung 
von Formalitäten über die Zusammenar­
beit im Partnerschaftsprögramm sollen 
Liener zufolge zwei Offiziere ins militäri­
sche Hauptquartier der Nato nach Ber­
gen entsandt werden. 

Das von der Schweiz der Nato vorge­
legte Präsentationsdokument sieht die 
Zusammenarbeit der Schweiz mit der 
Nordatlantischen Allianz (Nato) bei 
Übungen, Ausbildung und Planung vor. 
Gemeinsame Militäreinsätze mit der 
Nato sind darin nicht enthalten. 

Das vom Bundesrat bereits Ende 
Oktober präsentierte PfP-Menu für die 
Schweiz legt den Schwerpunkt auf eine 
Stärkung der Demokratie und des huma­
nitären. Völkerrechts. Die Schweiz will 
auch Ausbildungen und Kurse für 
friedenserhaltende Missionen durch­
führen, welche den Partnerstaaten offen­
stehen sollen. 

Regierungschef-Stellvertreter Tho­
mas" Büchel: Regierung hätteÄuszah-
lung stoppen müssen. ; 

Rechtswidrigkeit 
wurde bestätigt 

(G.M.) - Regierungschef-Stellver­
treter Thomas Büchel wurde von 
VU-Abgeordneten mehrfach aufge­
fordert, seine Einstellung zum PUK-
Bericht bekanntzugeben. Ausserdem 
wollten einige wissen, ob e r  immer 
noch der gleichen Auffassung sei, 
dass die Darlehen zurückgefordert 
werden sollten. 

«Nach wie vor bin ich der An­
sicht», erklärte e r  in seiner Stellun­
gnahme, «dass die Regierung die 
Auszahlung der Wohnbauförde-
rungsmittel nach Eingang de:r Auf-
sichtsbeschwere hätte stoppen müs­
sen.»" Ebenso gab er zu verstehen, 
däss das Argument des Vertrauens­
schutzes der Antragsteller jm vorlie­
genden Fall nicht gegeben sei. 

Reg ie rungschef -S te l lve r t re te r  
Thomas Büchel zeigte s i ch ' en t ­
täuscht, dass. die Frage des Veirtraü-
ensschutzes von der Untersuchun'gs-
kommission nicht gründlicher abge­
klärt "wurde. Geräde von der. PUK 
hätte er eine weitergehende. Befas-
sung mit der Fragendes Vertrauens-
schutzes erwartet, als wie ;sie von der 
Regierung vorgenommen worden 
sei. . . ' ' • "• 

Er zitierte.aus dem-PÜK-Bericht 
die entsprechende Passage:' «Da 
nichts darüber hervorgekommen'ist 
und solches auch von niemand b e ­
hauptet wurde, dass sich die Antrag-, 
steller die sie begünstigenden" Verfü­
gungen der * .Wohnbauförderungs­
kommission Vom J7.'Mäi 1995 etwa 
durch Täuschung oder Betrug er-

' schlichen hätten, sieht die PUK auch 
keinen Grund, warum diese Antrag-; 
steller diese Art von Vertrauens­
schutz nicht in Anspruch nehmen 
dürfen.» 
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